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| brieFe an die herausgeber |

Zu „auf den Zahn fühlen“ von rein-
hard müller (f.a.Z. vom 29. Septem-
ber): an dem jüngsten aufreger zum 
thema merz, asylbewerber und Zahn-
arztleistungen wird leider wieder deut-
lich, in welcher Blase Politiker und vie-
le Journalisten leben. nach dem gro-
ßen rundumschlag, die merz-aussage 
wäre purer Populismus, das gelte nur 
für notfälle, haben zumindest in der 
zweiten runde dann doch einige er-
kannt, dass nach 18 monaten den asyl-
bewerbern die vollen gesundheitsleis-
tungen zustehen. da aber fast alle 
asylbewerber mangels abschiebung de 
facto auf unbegrenzte Zeit hier sind, re-
duziert sich der Populismusvorwurf 
doch nur auf eine vermeintliche Warte-
zeit von 18 monaten, bevor von ihnen 
dann tatsächlich die vollen gesund-
heitsleistungen in anspruch genom-
men werden können und werden. 
Wenn die Politiker einmal aus der Bla-
se heraustreten und Journalisten nicht 
nur vom redaktionstisch die Wirklich-
keit beschreiben würden, sondern sich 
mal mit vielen Zahnärzten unterhalten 
würden, bekämen sie ein differenzier-
teres Bild. 

in deutschland leben mittlerweile 
millionen von einwanderern, die über 
das asylsystem faktisch unbegrenzten 
aufenthaltsstatus erlangt haben. Sie 
kommen überwiegend aus ländern mit 
schlechter gesundheitlicher Versor-
gung, und dementsprechend haben sie 

gerade im Bereich der Zähne nach dem 
hohen deutschen Stand auch einen 
furchtbar schlechten Zustand, sodass 
ihnen nach unseren maßstäben im ge-
sundheitssystem eine aufwendige Sa-
nierung zusteht. gegenüber dem be-
handelnden arzt wird dann häufig ge-
sagt, sie hätten überall Schmerzen. 
damit ist eine aufwendige Behandlung 
eingeleitet.

mit den Populismusvorwürfen aus 
der elfenbeinturmperspektive darf 
man sich nicht wundern, dass die afd 
von immer mehr menschen als diejeni-
ge wahrgenommen wird, die die le-
benswirklichkeit gerade im Bereich der 
asylpolitik richtig darstellt, und die 
Politik und die meisten medien nur ein 
vollkommen abgehobenes und wirk-
lichkeitsfernes Weltbild vermitteln.

das war auch schon bei dem aufre-
ger um die „kleinen Paschas“ so. 
Wenn man sich mit den erziehern und 
lehrern an einrichtungen mit hohem 
migrationsanteil unterhält, bekommt 
man die merz-Beschreibung bestätigt. 
aus der Perspektive des elfenbein-
turms wird sie aber vollkommen le-
bensfremd als populistisch diffamiert. 
die afd bedankt sich jeden tag über 
diese die Wirklichkeit verleugnenden 
Populismusvorwürfe von Politikern 
und medien.

dR. beRnd liebeROTH-leden,
OSnAbRüCK

Aus der Elfenbeinturmperspektive

Zu „die entwicklung des Quadratme-
terpreises“ (f.a.Z. vom 2. Septem-
ber):  danke für den Vorabdruck aus 
dem Buch „eigentum“ von Wolf haas 
zur inflation und der entwicklung des 
Quadratmeterpreises. großartig, ein 
wundervoller text! da steckt sehr viel 
drin, was die ökonomischen, von wie-
derkehrender inflation geprägten 
realitäten seit dem frühen 20. Jahr-
hundert mit ihren teils furchtbaren 
auswirkungen auf die persönlichen 
lebensumstände einzelner anschau-
lich macht. 

genau um die Zeit deren Beginns, 
als nämlich ein Weltkrieg zu finanzie-
ren war, wurde damit begonnen, sich 
Schritt für Schritt von der festen Wert-
deckung des Papiergeldes zu verab-
schieden und folgerichtig die institu-
tion von notenbanken, die vordem 
weder vorhanden noch erforderlich 

waren, zur Schaffung immer weiterer 
noten zu etablieren. es war ein ab-
schied vom Wesenskern des geldes, 
denn Papiergeld war bis dahin, schon 
bei den alten chinesen wie später bei 
den europäern, von stetig wiederkeh-
renden missbräuchen abgesehen, zu 
denen der Papiergelddruck Banken 
immer schon verleiten konnte, nie an-
deres gewesen als ein Besitzschein auf 
real vorhandenes Vermögen, das man 
allein aus angst vor räubern nicht 
ständig sichtbar mit sich führen, son-
dern deponieren wollte. 

nun, für den bedauernswerten 
großvater in der familiengeschichte 
des autors war es sicher einerlei, ob er 
unter die räuber geraten war oder ob 
„die inflation gekommen und alles 
war hin“.

CHRiSTiAn meyeR-lAURin, beRlin

Angst vor Räubern

in seinem wieder einmal lesenswerten 
Beitrag „Schmutzige Waffen im 
Sprachkampf“ in der f.a.Z. vom 29. 
august liefert fabian Payr eine zutref-
fende analyse zum Stand der ausei-
nandersetzung zwischen Befürwortern 
und gegnern des genderorientierten 
Sprachgebrauchs. diese findet nach 
Payr kaum noch auf der sprachwissen-
schaftlich-linguistischen Sachebene, 
sondern zunehmend auf einer persönli-
chen und unsachlichen ebene statt. So 
werde den kritikern des genderns 
unter anderem eine rechtskonservative 
(sogar rechtsradikale) und frauen-
feindliche, ja sogar antidemokratische 
gesinnung unterstellt. 

War das gendern anfangs eher ein 
universitäres rand- oder nischen -
thema, bestimmt es inzwischen das 
Sprechen und Schreiben in Schulen, 
Ämtern, Behörden und im öffentlich-
rechtlichen rundfunk. diese institutio-
nen pflegen und propagieren einen 
Sprachgebrauch, der gegen das gelten-
de regelwerk der deutschen Sprache 
verstößt. nicht nur, dass er in sprach-
wissenschaftlich-linguistischer hin-
sicht falsch ist; er wird auch, wie reprä-
sentative Umfragen eindeutig belegen, 
von der mehrheit der Bevölkerung ab-
gelehnt. das gendern bedient somit 
die interessen einer minderheit. 

der wichtigste grundsatz der de-
mokratie, dass die mehrheit bestimmt 
(und die minderheiten Schutz genie-
ßen), wird hier wie in vielen Bereichen 
auch außer kraft gesetzt. kann sich 
ein Bürger nach Studienabschluss den 
Universitäten und (wenn er will) dem 
öffentlich-rechtlichen rundfunk noch 
entziehen, so ist das bei einer Behörde 
nicht der fall. im Verkehr mit den Bür-
gern gendersonderzeichen wie aste-
risk (Stern), doppelpunkt, Unterstrich 
zu verwenden, ist –  gelinde gesagt –  
skandalös. hier fragt man sich, wer 

eine zur neutralität verpflichtete Ver-
waltung/Behörde ermächtigt, die deut-
sche Sprache eigenmächtig nach selbst 
gesetzten regeln zu verändern. Weist 
man Befürworter des genderns auf 
regelverletzungen durch Sonderzei-
chen und/oder sprachliche fehler und 
absurditäten hin (mitgliederin; gebä-
rende Person statt mutter), so argu-
mentieren sie, dass sich Sprache den 
Veränderungen in der gesellschaft 
automatisch anpasst und erklären den 
gendersprachgebrauch zum natürli-
chen Sprachwandel. das ist mitnichten 
der fall. 

Vielmehr ist das gendern ein geziel-
ter Spracheingriff, der von Behörden 
und institutionen mittels interner gen-
der-leitfäden und richtlinien vorange-
trieben wird. nachdem der für Sprach-
entwicklung zuständige rat für deut-
sche rechtschreibung sich als unwillig, 
ja unfähig erwiesen hat, fundierte und 
eindeutige Beschlüsse zum gebrauch 
der gendersonderzeichen zumindest 
für Schule und Verwaltung zu erlassen 
(siehe hierzu „der Berg kreißte und ge-
bar ein mäuschen“ von lutz götze in 
der f.a.Z. vom 21. Juli), wird es auf den 
wachsenden Widerstand der mehrheit 
der Bevölkerung gegen das sperrige 
genderdeutsch ankommen. in ham-
burg und in Baden-Württemberg laufen 
bereits Volksbegehren gegen das gen-
dern im öffentlich-rechtlichen raum. 
in niederösterreich und in der hertie-
Stiftung sind Sonderzeichen bereits 
verboten. auch weil sich die gender-
sprachregler in autoritärer, arroganter 
und besserwisserisch-belehrender art 
und Weise gegen den Willen der mehr-
heit stellen und sich vom sachlichen 
diskurs verabschiedet haben, wird – so 
ist zu hoffen – dem genderprojekt kein 
erfolgreiches ende beschert sein. 

WilHelm lOHne, Köln

Widerstand gegen das Genderprojekt

Zu dem Beitrag „Weniger demokratie 
wagen?“ von frank decker (f.a.Z. 
vom 4. September): als SPd-mitglied 
seit fast 60 Jahren stimme ich den Be-
denken von Professor frank decker 
gegen eine Verlängerung der legisla-
turperiode des Bundestages uneinge-
schränkt zu. in meinem leben hätte 
das bedeutet, dass ich zweimal der ein-
zigen wirklichen chance der mitver-
antwortung, die wir Bürgerinnen und 
Bürger haben, beraubt worden wäre. 
decker nimmt an, dass die abgeordne-
ten und die Parteien der Verlängerung, 

die für mich eine Verkürzung meiner 
rechte wäre, zustimmen werden. Ja, 
die Parteien wohl. nicht jedoch die 
Parteimitglieder. die verlieren nicht 
nur Wahlchancen als Staatsbürger, son-
dern verlieren auch Wahlrechte bei der 
auswahl der kandidaten in den Partei-
en. das ist für viele mitglieder über-
haupt ein grund, mitglied einer Partei 
zu sein. auf die Proteste der mitglieder 
der Parteien bin ich gespannt. ich 
jedenfalls werde mich wehren. 

ARmin PeTeR, HAmbURG

Ich werde mich wehren

| Politische bücher |

die historische Bedeutung der unab-
hängigen gewerkschaft Solidarność 
kann kaum überschätzt werden. Un-
erhört war bereits das anliegen: Wie 
konnte in einem kommunistischen 
Staat, der für sich in anspruch nahm, 
zuerst die anliegen der arbeiter und 
Bauern zu schützen, eine nicht staatlich 
kontrollierte gewerkschaft entstehen? 
Wenn sich die arbeiterschaft von unten 
selbst organisierte und für ihre rechte 
kämpfte, bedeutete das gleichzeitig, 
dass der kommunistische Staat seine 
raison d’Être verloren hatte. die grün-
dung von Solidarność markiert den an-
fang vom ende des Sowjetsystems. in 
danzig begann der Bankrott der roten 
führung im moskauer kreml. 

die polnische historikerin anna 
machcewicz legt nun eine detaillierte 
analyse der ereignisse vom august 
1980 vor. Sie beginnt ihre darstellung 
mit einem Vorlauf von zehn Jahren. im 
dezember 1970 kam es nach massiven 
erhöhungen von lebensmittelpreisen 
zu einem Streik, der sich schnell auswei-
tete. die kommunistische führung 
schlug die Proteste blutig nieder. min-
destens 45 menschen starben unter den 
Schüssen der Sicherheitskräfte, 1100 
wurden verletzt, 2300 verhaftet. immer-
hin verstand das polnische Politbüro, 
dass der erste Sekretär gomułka nach 
der erteilung des Schießbefehls nicht 
mehr zu halten war, und ersetzte ihn 
durch den pragmatischen edward gie-
rek. der neue Parteichef versuchte, die 
konsumbedürfnisse der polnischen Be-
völkerung zu befriedigen, scheiterte 
aber letztlich an den wirtschaftlichen 
Widersprüchen des kommunistischen 
Systems. 

die lebensbedingungen der Werft-
arbeiter waren prekär und verschlim-
merten sich ende der Siebzigerjahre. 
die kommunistische führung kannte die 
Probleme und ließ sie sogar durch gehei-
me meinungsumfragen untersuchen. die 

ergebnisse waren niederschmetternd: 
im februar 1980 hielten 46 Prozent der 
Befragten die wirtschaftliche Situation 
im land für schlecht. im Juli waren es 
bereits 65 Prozent. gleichzeitig gaben im 
februar 1980 37 Prozent an, wenig oder 
gar kein Vertrauen in die regierung zu 
haben, im Juli stieg diese Zahl auf 61 
Prozent. im Sommer 1980 gab sogar der 
regierungschef in einem privaten ge-
spräch zu, dass die Wahrheit so schreck-
lich sei, dass man sie der nation ver-
schweigen müsse. 

die arbeiterschaft in danzig hatte be-
reits früher begonnen, sich zu organisie-
ren. Sie konnte dabei auf erfahrungen 
des „komitees zur Verteidigung der 
arbeiter“ in radom und Ursus zurück-
greifen. Besonders wichtig war dabei der 
leitfaden „Wie man streiken soll“. hier 
lernten die arbeiter, konkrete, aber nicht 
exzessive lohnforderungen zu stellen, 
sich kollektiv zu organisieren, kompro-
missbereit zu verhandeln und das Streik-
komitee in eine ständige arbeitervertre-
tung zu überführen. 

in danzig übernahm der junge histori-
ker Bogdan Borusewicz die koordination 
dieser aufgaben – übrigens auch mit der 
Unterstützung der kaczyński-Zwillinge. 
er hatte sich schon früher von der ro-
mantischen tradition der oppositionel-
len geheimgesellschaften verabschiedet 
und verlegte sich nun auf die Organisa-
tion informeller Strukturen, intellektuel-
ler netzwerke und alternativer politi-
scher foren. durch ein möglichst offenes 
Vorgehen sollten die Zugriffsmöglichkei-
ten der Polizei ausgehebelt werden. 
gleichzeitig war sich Borusewicz be-
wusst, dass er für lange Zeit das asketi-
sche leben eines mönchs führen musste, 
der keine aussicht auf eine private oder 
berufliche existenz im kommunistischen 
Staat hatte. in seiner politischen arbeit 
achtete er darauf, seinem gegner genü-
gend handlungsoptionen offenzulassen. 
er kalkulierte auch eigene rückzugs-

möglichkeiten ein. So warnte er etwa ex-
plizit vor aufrufen zu einem general-
streik, der eine sowjetische intervention 
hätte provozieren können. 

als die aufmüpfige kranführerin anna 
Walentynowicz anfang august 1980 kurz 
vor dem erreichen ihrer Pensionsansprü-
che aus fadenscheinigen gründen entlas-
sen wurde, war dies der Startschuss zum 
Streik. Borusewicz wusste, dass er dem 
Protest ein gesicht geben musste – und er 
wählte einen markanten kopf mit einem 
weit ausladenden Schnurrbart aus. es 
war ein glücksfall für die Streikenden, 
dass der 36 Jahre alte elektriker lech 
Wałęsa die gespräche mit der Betriebs-
leitung übernahm. Sein charisma und 
sein rhetorisches talent sicherten ihm 
die Unterstützung der Belegschaft der 
Werft. außerdem galt er durch seinen au-
thentisch gelebten katholischen glauben 
als integer. die Verhandlungen wurden 
unmittelbar über das lautsprechernetz 
der Werft übertragen. die arbeiter konn-
ten so ihren Beifall zu Wałęsas Positionen 
direkt äußern. 

es erwies sich als Vorteil, dass der 
Werftdirektor 1970 selbst gestreikt hatte 
und deshalb nicht taub für die lohnpro-
teste der arbeiter war. allerdings über-
stieg die zentrale forderung der grün-
dung einer „freien gewerkschaft“ seine 
kompetenzen. Wałęsa hatte geschickt ar-
gumentiert, dass die gründung neuer 
gewerkschaften durch geltende nationa-
le und internationale gesetze erlaubt sei. 
das Politbüro befand sich in einer 
schwierigen Situation. gierek bemerkte 
bei einer Sitzung richtig, dass die grün-
dung einer „freien gewerkschaft“ unab-
sehbare folgen für Polen und alle ande-
ren sozialistischen länder nach sich zie-
hen könne. in der not beschloss man 
sogar, den hoch angesehenen kardinal 
Wyszyński zu kontaktieren. allerdings 
beschied der Primas den Parteiführern, 
dass sie es möglicherweise nicht mit 
einem „arbeiterprotest“, sondern mit 

einem „Bürgeraufstand“ zu tun hätten. 
Schließlich einigte man sich auf einen 
kompromiss. die neue gewerkschaft 
sollte nicht „frei“, sondern „unabhängig“ 
und „selbstverwaltet“ sein. Sie musste die 
grundlagen der volkspolnischen Verfas-
sung anerkennen, durfte nicht als politi-
sche Partei auftreten und musste die so-
zialistische gesellschaftsordnung befol-
gen. Wenig später wurde Solidarność ins 
leben gerufen.

nach über zwei Wochen zähen rin-
gens kam der Streik zu einem ende. 
Wałęsa stand unter Zeitdruck: die Strei-
kenden hatten die ganze Zeit auf dem 
Werftareal ausgeharrt – das essen, Schla-
fen oder auch nur Waschen musste im-
provisiert werden. als symbolische figur 
erschien Wałęsas ehefrau mit ihrem neu-
geborenen sechsten kind vor der Werft 
und erinnerte ihren mann an seine fami-
liären Pflichten. auch die lage der kom-
munistischen führung wurde zusehends 
ungemütlich. leonid Breschnew sandte 
zwei Briefe an edward gierek und for-
derte kaum verhohlen die Schließung der 
polnischen Westgrenze und ein militäri-
sches Vorgehen gegen die Streikenden. 
eine schon geplante kommandoaktion, 
bei der eine polnische armeeeinheit 
Wałęsa hätte entführen sollen, wurde in 
letzter minute abgeblasen. fast schon 
prophetisch mutet die einsicht edward 
giereks an, der einem Berater seine 
Zweifel anvertraute: „nach all diesen 
schlaflosen nächten weiß ich nicht, ob 
dieses System überhaupt zu uns Polen 
passt?“  Ulrich Schmid

Unabhängig und selbstverwaltet
anna machcewicz rekonstruiert die gründung von Solidarność im august 1980

Anna machcewicz: 
Rebellion. The Shipyard 
Strikes in Poland and the 
birth of Solidarność in 
August 1980.
Brill Schöningh Verlag, 
Paderborn 2023. 
375 S., 69,– €.

ternen den rang ablaufen. nicht nur am 
Sprachgebrauch zeigt sich, dass der re-
port eine gewisse politische Schlagseite 
hat. ein bisschen mehr Vielfalt in dieser 
hinsicht würde der nächsten ausgabe si-
cherlich guttun. auch haben die kapitel, 
trotz der realen kürze, ihre gefühlten 
längen. Zwar hat der report einen 
Schwerpunkt zu den folgen des Ukrai-
nekriegs sowie eine fluchtchronik zum 
vergangenen Jahr – man darf sich den 
„report globale flucht 2023“ aber nicht 
als generelle Zusammenfassung eines 
Jahres vorstellen. es mangelt auch 
(größtenteils) an grafiken und landkar-
ten. Was nicht ist, kann in den nächsten 
Jahren ja noch werden. gerade in dieser 
Zeit, in der sich in Sachen flucht und 
asyldebatten (eU, USa, großbritan-
nien) viel bewegt, könnte ein jährlicher 
Überblick, wenn er gut gemacht ist, sehr 
hilfreich sein. ein anfang aber ist ge-
macht, und der report liefert, trotz der 
genannten kritikpunkte, die eine oder 
andere anregung.

Wirklich etwas für Spezialisten ist ein 
anderes Buch, das zuletzt erschien. in 
„fluchtursachenbekämpfung“ blickt Ju-
dith kopp auf den „langen Sommer der 
migration“ zurück. also auf 2015; das 
Jahr, in dem die damalige Bundeskanzle-
rin angela merkel (cdU) ihren Wir-
schaffen-das-Satz sagte. kopp, von 2011 
bis 2018 im europareferat der men-
schenrechtsorganisation Pro asyl tätig, 
zeichnet in ihrer dissertation die karrie-

re des Begriffs „fluchtursachenbekämp-
fung“ nach, wovon vom herbst 2015 an 
überall die rede war. „der diskurs bot in 
einer Situation des kontrollverlusts die 
möglichkeit, handlungsfähigkeit zu sug-
gerieren: wenn grenzkontrollen versag-
ten, müsse das Problem nun ‚an der 
Wurzel‘ angegangen werden“, schreibt 
kopp. „es galt, kontrolle über die 
fluchtmigrationsbewegungen nach 
europa zu erlangen.“

Plötzlich, so legt kopp es gut dar, woll-
te nahezu alle Welt fluchtursachen be-
kämpfen, darin waren sich vielleicht 
nicht ganz alle, aber doch die meisten 
politischen denkschulen einig. doch sie 
versuchten damit unterschiedliche inte-
ressen durchsetzen. die einen wollten 
die entwicklungszusammenarbeit finan-
ziell stärken, die anderen privatwirt-
schaftliche investitionen ermöglichen, 
wiederum andere eine Begrenzung des 
Zuzugs erreichen. es sind vor allem diese 
drei Stränge, die kopp ausmacht. die 
autorin nennt sie „linksliberales hege-
monieprojekt“, „neoliberales hegemo-
nieprojekt“ und „konservatives hegemo-
nieprojekt“. Zu letzterem zählt kopp 
unter anderem die f.a.Z.: „auch zahlrei-
che medien lassen sich als machtressour-
ce des hegemonieprojektes benennen, 
wie die Welt, die f.a.Z. oder die Bild in 
deutschland.“

Wenn von „hegemonieprojekten“ und 
„akteur:innen“ die rede ist,    zeigt das 
schon: die Buchsprache ist sehr akade-

misch, nichts für jeden. es gibt auch viele 
längen und Wiederholungen. dass die 
„hegemonieprojekte“ alle „Strategien“ 
gehabt haben sollen, klingt hochgesto-
chen und ist doch zu vereinfachend. 
kopp lässt keinen Zweifel, wo sie sich 
selbst in den argumenten verortet. einen 
unvoreingenommenen Überblick über 
den diskurs erhält man so leider nicht. 
das thema aber bleibt wohl aktuell. gut 
möglich, dass wir angesichts der aktuel-
len migrationsbewegungen in den nächs-
ten monaten wieder häufiger das Wort 
„fluchtursachenbekämpfung“ hören 
werden. acht Jahre nach dem „langen 
Sommer der migration“. tim niendOrf

W er in den vergangenen 
zehn Jahren   aufmerksam 
Zeitung gelesen und 
nachrichtensendungen 

verfolgt hat, dem könnte der zunächst 
schleichende, dann immer schneller 
werdende Siegeszug eines Wortes auf-
gefallen sein.  in der Berichterstattung 
zur migration war da immer seltener 
von flüchtlingen die rede, obwohl doch 
gerade in deutschland so viele asylsu-
chende ankamen. auch weltweit ist die 
Zahl der gewaltsam Vertriebenen 
sprunghaft angestiegen – auf zuletzt 110 
millionen. das Blutvergießen assads in 
Syrien, der taliban-Putsch in afghanis-
tan, der russische Überfall auf die Uk-
raine: das sind nur drei gründe aus der 
jüngeren Vergangenheit. Und doch ist 
hierzulande immer seltener von flücht-
lingen die rede. ersetzt hat ihn immer 
häufiger ein anderes Wort: geflüchtete. 
dabei lehnt selbst das flüchtlingshilfs-
werk Unhcr diesen Begriff als „abwer-
tend“ ab, wie der deutschland-Sprecher 
erst im Januar  sagte. flüchtling sei hin-
gegen eine art geschützter Begriff, der 
genfer flüchtlingskonvention sei dank.

auch Jochen Oltmer ist kein freund 
des Wortaustauschs. „nicht das Wort ist 
das Problem, sondern die Zuweisung von 
Bedeutung im kontext intensiver gesell-
schaftlicher aushandlung“, schreibt er 
im „report globale flucht 2023“, der 
nun jährlich erscheinen soll und zu dem 
mehr als 30 fachleute aus der Wissen-
schaft kapitel beigesteuert haben. ge-
sammeltes Wissen hat seine Vorteile. Zu-
meist etwa zehn, höchstens aber 20 Sei-
ten sind die kapitel lang. Wissen in 
häppchenform, wenn man so will. mig-
rationsforscher Oltmer nimmt also die 
leser mit auf eine kurze geschichte der 
Begriffsentwicklung.  Wann taucht das 
Wort flüchtling erstmals auf? 1622 in 
einer leichenpredigt. Wann erwähnt der 
Brockhaus den Begriff erstmals? erst 
1954. Und Oltmer erklärt, wie sich die 
Begriffsdefinition im laufe der Zeit ge-
wandelt hat.

die meisten der anderen autoren des 
reports teilen seine auffassung wohl 
nicht – und schreiben stattdessen von 
geflüchteten. das stört den lesefluss 
freilich nicht, wohl aber die im ganzen 
Buch vorkommenden genderdoppel-
punkte, die in jüngerer Zeit im linkslibe-
ralen milieu zunehmend den genders-

auch Wissen in 
häppchenform kann 
erhellend sein. Zwei 
wichtige Bücher über das 
großthema flucht – 
wenn auch mit politischer 
Schlagseite.
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